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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Landesabgeordnetengesetzes

§ 19 des Landesabgeordnetengesetzes vom 9. Oktober 2019 
(GVBl. S. 674), das zuletzt durch Gesetz vom 10. März 2022 (GVBl. 
S. 106) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 werden die Wörter „und die Versorgungsempfän-
gerinnen und -empfänger nach diesem Gesetz“ gestrichen.

b)	 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Als Zuschuss sind 40 vom Hundert des höchsten allgemei-
nen Gesamtbeitrages zu zahlen, der bei Krankenversiche-
rungspflicht an die für das Land Berlin zuständige Allgemei-
ne Ortskrankenkasse zu leisten wäre.“

2.	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die Versorgungsempfängerinnen und -empfänger nach 

diesem Gesetz erhalten auf Antrag einen Zuschuss zu ihren 
Krankenversicherungsbeiträgen. Versorgungsempfängerin und 
-empfänger im Sinne dieser Vorschrift ist ein ehemaliges Mit-
glied des Abgeordnetenhauses, das Altersentschädigung bezieht 
oder dessen Anspruch auf Altersentschädigung deshalb ruht, 
weil es Übergangsgeld bezieht, sowie eine Person, die Hinter-
bliebenenversorgung bezieht. Der Zuschuss beträgt die Hälfte 
des aus eigenen Mitteln geleisteten Krankenversicherungsbei-
trages, höchstens jedoch 40 vom Hundert des höchsten allge-
meinen Gesamtbeitrages, der bei Krankenversicherungspflicht 
an die für das Land Berlin zuständige Allgemeine Ortskranken-

kasse zu leisten wäre. Versorgungsempfängerinnen und -emp-
fänger, die eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
beziehen und entweder den darauf entfallenden Krankenversi-
cherungsbeitrag nach § 249a des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch nur zur Hälfte tragen oder gemäß § 106 des Sechsten Bu-
ches Sozialgesetzbuch einen Beitragszuschuss beziehen, erhal-
ten für diesen rentenbezogenen Krankenversicherungsbeitrag 
keinen Zuschuss. Für einen auf andere Einkünfte bezogenen 
Krankenversicherungsbeitrag wird ebenfalls kein Zuschuss ge-
zahlt.“

3.	 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Im Fall des Bezugs von Übergangsgeld wird der Zuschuss für 
die Dauer des Bezugs von Übergangsgeld nach § 10 Absatz 1 
gewährt, mindestens jedoch für die Dauer von sechs Monaten 
nach Ausscheiden aus dem Abgeordnetenhaus.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2027 in Kraft.

Berlin, den 24. September 2026

Die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin
Cornelia  S e i b e l d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Kai  W e g n e r

Viertes Gesetz
zur Änderung des Landesabgeordnetengesetzes

Vom 24. September 2026
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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das 
zuletzt durch Artikel 8 Absatz 2 des Gesetzes vom 23. Juli 2026 
(BGBl. 2026 I Nr. 226) geändert worden ist, in Verbindung mit § 6 
Absatz 3 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der 
Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Juli 2026 (GVBl. S. 692) geändert 
worden ist, verordnet das Bezirksamt Neukölln von Berlin:

§ 1
Der Bebauungsplan XIV-207b vom 17. Februar 2026 für die 

Grundstücke Rhodeländerweg 79/117, 121, 125, 129, 82/106, 
110/132, Putenweg 71/81, 87/93, 72/98, Kapaunenstraße 95/97 und 
Pfauenkehre 1 im Bezirk Neukölln, Ortsteil Rudow, wird festge-
setzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann bei der für die Vermes-

sung zuständigen Abteilung des Bezirksamtes, beglaubigte Ab-
zeichnungen des Bebauungsplans können bei der für die Stadtpla-
nung zuständigen Abteilung des Bezirksamtes kostenfrei eingese-
hen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Es wird darauf hingewiesen, dass unbeachtlich werden

1.	 eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach §  214 Absatz  3 Satz  2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs und

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser Ver-
ordnung schriftlich gegenüber dem Bezirksamt Neukölln von Ber-
lin unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten 
Frist werden die in Satz 1 Nummer 1 bis 3 genannten Verletzungen 
oder Fehler gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und die in 
Satz  1 Nummer  4 genannte Verletzung gemäß §  32 Absatz  2 des 
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die für die Verkündung dieser Ver-
ordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 2. September 2026

Bezirksamt Neukölln von Berlin

Martin  H i k e l
Bezirksbürgermeister

Jochen  B i e d e r m a n n
Bezirksstadtrat

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XIV-207b 

im Bezirk Neukölln, Ortsteil Rudow
Vom 2. September 2026
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§ 4
(1) Es wird darauf hingewiesen, dass unbeachtlich werden

1.	 eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach §  214 Absatz  3 Satz  2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs und

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser Ver-
ordnung schriftlich gegenüber dem Bezirksamt Neukölln von Ber-
lin unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten 
Frist werden die in Satz 1 Nummer 1 bis 3 genannten Verletzungen 
oder Fehler gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und die in 
Satz  1 Nummer  4 genannte Verletzung gemäß §  32 Absatz  2 des 
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die für die Verkündung dieser Ver-
ordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 2. September 2026

Bezirksamt Neukölln von Berlin

Martin  H i k e l
Bezirksbürgermeister

Jochen  B i e d e r m a n n
Bezirksstadtrat

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das 
zuletzt durch Artikel  8 Absatz  2 des Gesetzes vom 23. Juli 2026 
(BGBl. 2026 I Nr. 226) geändert worden ist, in Verbindung mit § 6 
Absatz 3 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der 
Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Juli 2026 (GVBl. S. 692) geändert 
worden ist, verordnet das Bezirksamt Neukölln von Berlin:

§ 1
Der Bebauungsplan 8-102 vom 26. Januar 2026 für die ehemali-

ge Bahnanlage der Neukölln-Mittenwalder Eisenbahn zwischen 
Groß-Ziethener Chaussee und Waßmannsdorfer Chaussee, eine 
Teilfläche des Grundstücks Rhodeländerweg 1 und die Grünanlage 
entlang des Rhodeländerweges im Bezirk Neukölln, Ortsteil Ru-
dow, wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann bei der für die Vermes-

sung zuständigen Abteilung des Bezirksamtes, beglaubigte Ab-
zeichnungen des Bebauungsplans können bei der für die Stadtpla-
nung zuständigen Abteilung des Bezirksamtes kostenfrei eingese-
hen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 8-102 

im Bezirk Neukölln, Ortsteil Rudow
Vom 2. September 2026
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Auf Grund des § 10 Absatz 1 und des § 11 Absatz 1 des Kinder-
tagesförderungsgesetzes vom 23. Juni 2005 (GVBl. S.  322), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Dezember 2025 (GVBl. 
S.  629) geändert worden ist, verordnet die Senatsverwaltung für 
Bildung, Jugend und Familie:

Artikel 1
Die Kindertagesförderungsverordnung vom 4. November 2005 

(GVBl. S.  700), die zuletzt durch Artikel  4 des Gesetzes vom  
11. Dezember 2025 (GVBl. S. 629) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:
1.	 § 17 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 2 wird die Angabe „0,029“ durch die Angabe „0,03“ 
ersetzt.

b)	 Satz 5 wird aufgehoben.
2.	 In § 19 Absatz 2 wird die Angabe „5b, 15, 16, 17 und 18“ durch 

die Angabe „15 bis 18“ ersetzt.

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 22. September 2026

Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie
Katharina  G ü n t h e r - W ü n s c h

Vierte Verordnung
zur Änderung der Kindertagesförderungsverordnung

Vom 22. September 2026
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